
Mündliche Anfrage mit Antwort vom 16.09.2011 
 
 
des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration auf die 
Frage 29 der Abg. Uwe Schwarz, Markus Brinkmann, Marco Brunotte, Ulla Groskurt, 
Dr. Silke Lesemann, Stefan Klein, Matthias Möhle, Petra Tiemann und Ulrich Water-
mann (SPD) 
 
Nichtraucherschutz: Durchlöchern in Niedersachsen zahlreiche Gesetzesver-
stöße, Rechtsunsicherheiten und Vollzugsdefizite den Schutz vor den Gefahren 
des Passivrauchens? 
 
Das Aktionsbündnis Nichtrauchen legte im Mai 2011 die Ergebnisse einer Untersu-
chung zur Situation des Nichtraucherschutzes in Deutschland vor. Am Beispiel Nord-
rhein-Westfalens belegt die Untersuchung, dass zwischen Rhein und Ruhr der Anteil 
gesetzeskonformer Raucherräume nur bei 28,6 % und der Anteil gesetzeskonformer 
Rauchergaststätten bei 8,2 % liegt. Die Vermutung liegt nahe, dass es auch in ande-
ren Bundesländern - Niedersachsen eingeschlossen – ähnlich Defizite beim Nicht-
raucherschutz gibt. Dies widerspräche den bisherigen Aussagen der Landesregie-
rung, die keinen Nachbesserungsbedarf sieht. 
 
Darüber hinaus zitiert das Aktionsbündnis aus dem Bericht der Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommern zur Umsetzung des dortigen Nichtraucherschutzgesetzes: 
„Durch die Zuständigkeit der Länder zum Thema Nichtraucherschutz ist bundesweit 
ein Flickenteppich entstanden, der - durch die Novellierungsnotwendigkeiten noch 
verstärkt - zu vermehrten Rechtsunsicherheiten beim Bürger führt. Bei Übertritt der 
Landesgrenze ist ein Bürger stets gefährdet, durch Rauchen eine Ordnungswidrigkeit 
zu begehen, sofern er sich nicht detailliert über die dort geltenden Nichtraucher-
schutzbestimmungen informiert. Langfristig ist daher eine bundesweite Regelung 
anzustreben.“ Das Land Niedersachsen lehnt bisher die Überwindung des „föderalen 
Flickenteppichs“ im Nichtraucherschutz ab. 
 
Wir fragen die Landesregierung: 
 

1. Wie stellt sich für Niedersachsen die vom Aktionsbündnis Nichtrauchen am 
Beispiel Nordrhein-Westfalens dargestellte Situation des Nichtraucherschut-
zes insbesondere mit Blick auf Gesetzesverstöße und Gesetzeslücken bei 
Raucherräumen und Rauchergaststätten dar? 

 
2. Wird die Landesregierung angesichts der vom Aktionsbündnis Nichtrauchen 

aufgezeigten Defizite und Unsicherheiten im Nichtraucherschutz Initiativen er-
greifen, um zu einem bundesweit einheitlichen Nichtraucherschutz zu kom-
men? Welche Initiativen wird sie gegebenenfalls ergreifen? 

 
3. Wo sieht die Landesregierung Vollzugsdefizite und Rechtsunsicherheiten beim 

Nichtraucherschutz in Niedersachsen, und mit welchen Mitteln will die Landes-
regierung diese Vollzugsdefizite und Rechtsunsicherheiten bekämpfen? 

 
 
 
 



Antwort: 
 
Das Niedersächsische Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens 
(Nds. NiRSG) ist mit Wirkung vom 1. August 2007 in Kraft getreten. Danach ist nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 10 das Rauchen in Gaststätten verboten. Nach § 2 Abs. 2 des Nds. 
NiRSG können unter bestimmten Voraussetzungen Raucherräume geschaffen wer-
den. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in seinem Urteil vom 30. Juli 2008 
(1 BvR 3262/07, 1 BvR 402/08,1 BvR 906/08) zu Bestimmungen in den Landesge-
setzen von Baden-Württemberg und Berlin dargelegt, dass es dem Landesgesetzge-
ber freigestellt wird, entweder ein striktes, ausnahmsloses Rauchverbot in Gaststät-
ten zu verhängen oder aber im Rahmen eines weniger strengen Schutzkonzeptes 
(Rauchverbot mit Ausnahmen) in Einraumgaststätten unter bestimmten Vorausset-
zungen das Rauchen zuzulassen. In Niedersachsen ist die Entscheidung des BVerfG 
durch das am 1. Januar 2009 in Kraft getretene Gesetz zur Änderung des Nds. 
NiRSG in vollem Umfang umgesetzt worden. In Einraumgaststätten darf danach un-
ter bestimmten Voraussetzungen wieder geraucht werden.  
 
Nach § 6 des Nds. NiRSG vom 12. Juli 2007 war die Landesregierung verpflichtet, 
bis zum 31. Dezember 2009 die Auswirkungen des Gesetzes zu überprüfen. Ein ent-
sprechender Bericht, in den auch die Auswertung einer Befragung der niedersächsi-
schen Landkreise, der Region Hannover, der Städte und Gemeinden, der ärztlichen 
Selbstverwaltung und des Hotel- und Gaststättenverbandes eingeflossen ist und in 
dem auch die Auswirkungen des Änderungsgesetzes berücksichtigt sind, ist dem 
Niedersächsischen Landtag im Januar 2010 vorgelegt worden. In den meisten Rege-
lungsbereichen können danach die Bestimmungen ohne größere Schwierigkeiten 
umgesetzt werden. Ein einheitlicher Gesetzesvollzug im Land ist weitgehend sicher-
gestellt. Die im Einzelfall benannten Schwierigkeiten erfordern keine weiteren Aus-
nahmeregelungen im Gesetz, sondern können nur durch pragmatische Lösungen vor 
Ort ausgeräumt werden. Die Landesregierung hat mit dem Gesetz einen ausgewo-
genen und nachvollziehbaren Kompromiss gefunden: Der Schutz vor den Gefahren 
des Passivrauchens wird gewährleistet, ohne Raucherinnen und Raucher zu diskri-
minieren. Dieser Interessenausgleich im Rahmen des Möglichen - ohne Ziele des 
Gesundheitsschutzes aus den Augen zu verlieren - war und bleibt ein wesentliches 
Anliegen der Landesregierung. 
 
Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen namens der Landesregierung wie 
folgt: 
 
Zu 1 bis 3:  
Die Studie des Aktionsbündnisses befasst sich - mit einer Ausnahme, bezogen auf 
Kinderspielplätze - nicht mit der Situation des Nichtraucherschutzes in Niedersach-
sen. Aussagen zu Vollzugsdefiziten beziehen sich auf die Regelungen in Nordrhein-
Westfalen. Nach dem Bericht der Niedersächsischen Landesregierung nach § 6 Nds. 
NiRSG können die gesetzlichen Bestimmungen ohne größere Schwierigkeiten um-
gesetzt werden. Insofern ist ein Handlungsbedarf nicht erkennbar. Auch den kommu-
nalen Spitzenverbänden liegen keine Berichte ihrer Mitglieder über Rechtsunsicher-
heiten oder sonstige Probleme in der Umsetzung des Nds. NiRSG vor. 


